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A. Teilzeit- und Befristungsgesetz
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§ 7 Ausschreibung; Erérterung; Information lber freie
Arbeitsplatze

§ 7 Ausschreibung; Erérterung; Information lber freie
Arbeitsplatze

(1) Der Arbeitgeber hat einen Arbeitsplatz, den er
offentlich oder innerhalb des Betriebes ausschreibt,
auch als Teilzeitarbeitsplatz auszuschreiben, wenn sich
der Arbeitsplatz hierfiir eignet.

(1) Der Arbeitgeber hat einen Arbeitsplatz, den er
offentlich oder innerhalb des Betriebes ausschreibt,
auch als Teilzeitarbeitsplatz auszuschreiben, wenn sich
der Arbeitsplatz hierfir eignet.

(2) Der Arbeitgeber hat mit dem Arbeitnehmer dessen
Waunsch nach Veranderung von Dauer oder Lage oder
von Dauer und Lage seiner vertraglich vereinbarten
Arbeitszeit zu erortern. Dies gilt unabhangig vom
Umfang der Arbeitszeit. Der Arbeitnehmer kann ein
Mitglied der Arbeitnehmervertretung zur Unterstiitzung
oder Vermittlung hinzuziehen.

(2) Der Arbeitgeber hat mit dem Arbeitnehmer dessen
Wunsch nach Verdanderung von Dauer oder Lage oder
von Dauer und Lage seiner vertraglich vereinbarten
Arbeitszeit zu eroértern und den Arbeitnehmer iiber
entsprechende Arbeitspléitze zu informieren, die im
Betrieb oder Unternehmen besetzt werden sollen. Dies
gilt unabhangig vom Umfang der Arbeitszeit. Der
Arbeitnehmer kann ein Mitglied der
Arbeitnehmervertretung zur Unterstiitzung oder
Vermittlung hinzuziehen.

(3) Der Arbeitgeber hat einen Arbeitnehmer, der ihm
den Wunsch nach einer Veranderung von Dauer oder
Lage oder von Dauer und Lage seiner vertraglich
vereinbarten Arbeitszeit angezeigt hat, Gber
entsprechende Arbeitsplatze zu informieren, die im
Betrieb oder Unternehmen besetzt werden sollen.

(3) Der Arbeitgeber hat einem Arbeitnehmer, dessen
Arbeitsverhdiltnis Idnger als sechs Monate bestanden
und der ihm in Textform den Wunsch nach Absatz 2
Satz 1 angezeigt hat, innerhalb eines Monats nach
Zugang der Anzeige eine begriindete Antwort in
Textform mitzuteilen. Hat der Arbeitgeber in den
letzten zwélf Monaten vor Zugang der Anzeige bereits
einmal einen in Textform gedufSerten Wunsch nach
Absatz 2 Satz 1 in Textform begriindet beantwortet, ist
eine miindliche Erérterung nach Absatz 2 ausreichend.

(4) Der Arbeitgeber hat die Arbeitnehmervertretung
Uber angezeigte Arbeitszeitwiinsche nach Absatz 2
sowie Uber Teilzeitarbeit im Betrieb und Unternehmen
zu informieren, insbesondere (iber vorhandene oder
geplante Teilzeitarbeitsplatze und tber die
Umwandlung von Teilzeitarbeitsplatzen in
Vollzeitarbeitspldtze oder umgekehrt. Der
Arbeitnehmervertretung sind auf Verlangen die
erforderlichen Unterlagen zur Verfligung zu stellen; § 92
des Betriebsverfassungsgesetzes bleibt unberiihrt.

(4) Der Arbeitgeber hat die Arbeitnehmervertretung
liber angezeigte Arbeitszeitwiinsche nach Absatz 2
sowie Uber Teilzeitarbeit im Betrieb und Unternehmen
zu informieren, insbesondere Uiber vorhandene oder
geplante Teilzeitarbeitsplatze und Uber die
Umwandlung von Teilzeitarbeitsplatzen in
Vollzeitarbeitspldatze oder umgekehrt. Der
Arbeitnehmervertretung sind auf Verlangen die
erforderlichen Unterlagen zur Verfligung zu stellen; § 92
des Betriebsverfassungsgesetzes bleibt unberiihrt.

L.].

L.



https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl122s1174.pdf%27%5D__1658844382532

§ 12 Arbeit auf Abruf

§ 12 Arbeit auf Abruf

(1) Arbeitgeber und Arbeitnehmer kdnnen vereinbaren,
dass der Arbeitnehmer seine Arbeitsleistung
entsprechend dem Arbeitsanfall zu erbringen hat (Arbeit
auf Abruf). Die Vereinbarung muss eine bestimmte
Dauer der wochentlichen und taglichen Arbeitszeit
festlegen. Wenn die Dauer der wochentlichen
Arbeitszeit nicht festgelegt ist, gilt eine Arbeitszeit von
20 Stunden als vereinbart. Wenn die Dauer der
taglichen Arbeitszeit nicht festgelegt ist, hat der
Arbeitgeber die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers
jeweils fiir mindestens drei aufeinander folgende
Stunden in Anspruch zu nehmen.

(1) Arbeitgeber und Arbeitnehmer kénnen vereinbaren,
dass der Arbeitnehmer seine Arbeitsleistung
entsprechend dem Arbeitsanfall zu erbringen hat (Arbeit
auf Abruf). Die Vereinbarung muss eine bestimmte
Dauer der wochentlichen und taglichen Arbeitszeit
festlegen. Wenn die Dauer der wochentlichen
Arbeitszeit nicht festgelegt ist, gilt eine Arbeitszeit von
20 Stunden als vereinbart. Wenn die Dauer der
taglichen Arbeitszeit nicht festgelegt ist, hat der
Arbeitgeber die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers
jeweils fir mindestens drei aufeinander folgende
Stunden in Anspruch zu nehmen.

(2) Ist fur die Dauer der wochentlichen Arbeitszeit nach
Absatz 1 Satz 2 eine Mindestarbeitszeit vereinbart, darf
der Arbeitgeber nur bis zu 25 Prozent der
wochentlichen Arbeitszeit zusatzlich abrufen. Ist fiir die
Dauer der wochentlichen Arbeitszeit nach Absatz 1 Satz
2 eine Hochstarbeitszeit vereinbart, darf der
Arbeitgeber nur bis zu 20 Prozent der wochentlichen
Arbeitszeit weniger abrufen.

(2) Ist fur die Dauer der wochentlichen Arbeitszeit nach
Absatz 1 Satz 2 eine Mindestarbeitszeit vereinbart, darf
der Arbeitgeber nur bis zu 25 Prozent der
wochentlichen Arbeitszeit zusatzlich abrufen. st fir die
Dauer der wochentlichen Arbeitszeit nach Absatz 1 Satz
2 eine Hochstarbeitszeit vereinbart, darf der
Arbeitgeber nur bis zu 20 Prozent der wochentlichen
Arbeitszeit weniger abrufen.

(3) Der Arbeitnehmer ist nur zur Arbeitsleistung
verpflichtet, wenn der Arbeitgeber ihm die Lage seiner
Arbeitszeit jeweils mindestens vier Tage im Voraus
mitteilt.

(3) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, den Zeitrahmen,
bestimmt durch Referenzstunden und Referenztage,
festzulegen, in dem auf seine Aufforderung hin Arbeit
stattfinden kann. Der Arbeitnehmer ist nur zur
Arbeitsleistung verpflichtet, wenn der Arbeitgeber ihm
die Lage seiner Arbeitszeit jeweils mindestens vier Tage
im Voraus mitteilt und die Arbeitsleistung im
Zeitrahmen nach Satz 1 zu erfolgen hat.

(4) Zur Berechnung der Entgeltfortzahlung im
Krankheitsfall ist die maRgebende regelmaRige
Arbeitszeit im Sinne von § 4 Absatz 1 des
Entgeltfortzahlungsgesetzes die durchschnittliche
Arbeitszeit der letzten drei Monate vor Beginn der
Arbeitsunfihigkeit (Referenzzeitraum). Hat das
Arbeitsverhaltnis bei Beginn der Arbeitsunfahigkeit
keine drei Monate bestanden, ist der Berechnung des
Entgeltfortzahlungsanspruchs die durchschnittliche
Arbeitszeit dieses kiirzeren Zeitraums zugrunde zu
legen. Zeiten von Kurzarbeit, unverschuldeter
Arbeitsversdaumnis, Arbeitsausfallen und Urlaub im
Referenzzeitraum bleiben auBer Betracht. Fir den
Arbeitnehmer glinstigere Regelungen zur Berechnung
der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall finden
Anwendung.

(4) Zur Berechnung der Entgeltfortzahlung im
Krankheitsfall ist die malRgebende regelmaRige
Arbeitszeit im Sinne von § 4 Absatz 1 des
Entgeltfortzahlungsgesetzes die durchschnittliche
Arbeitszeit der letzten drei Monate vor Beginn der
Arbeitsunfihigkeit (Referenzzeitraum). Hat das
Arbeitsverhaltnis bei Beginn der Arbeitsunfahigkeit
keine drei Monate bestanden, ist der Berechnung des
Entgeltfortzahlungsanspruchs die durchschnittliche
Arbeitszeit dieses kiirzeren Zeitraums zugrunde zu
legen. Zeiten von Kurzarbeit, unverschuldeter
Arbeitsversdumnis, Arbeitsausfallen und Urlaub im
Referenzzeitraum bleiben auBer Betracht. Fiir den
Arbeitnehmer gilinstigere Regelungen zur Berechnung
der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall finden
Anwendung.




(5) Fur die Berechnung der Entgeltzahlung an Feiertagen
nach § 2 Absatz 1 des Entgeltfortzahlungsgesetzes gilt
Absatz 4 entsprechend.

(5) Fur die Berechnung der Entgeltzahlung an Feiertagen
nach § 2 Absatz 1 des Entgeltfortzahlungsgesetzes gilt
Absatz 4 entsprechend.

(6) Durch Tarifvertrag kann von den Absatzen 1 und 3
auch zuungunsten des Arbeitnehmers abgewichen
werden, wenn der Tarifvertrag Regelungen (iber die
tagliche und wochentliche Arbeitszeit und die
Vorankindigungsfrist vorsieht. Im Geltungsbereich
eines solchen Tarifvertrages kdnnen nicht
tarifgebundene Arbeitgeber und Arbeitnehmer die
Anwendung der tariflichen Regelungen (iber die Arbeit
auf Abruf vereinbaren.

(6) Durch Tarifvertrag kann von Absatz 1 und von der
Vorankiindigungsfrist nach Absatz 3 Satz 2 auch
zuungunsten des Arbeitnehmers abgewichen werden,
wenn der Tarifvertrag Regelungen Uber die tagliche und
wochentliche Arbeitszeit und die Vorankiindigungsfrist
vorsieht. Im Geltungsbereich eines solchen
Tarifvertrages konnen nicht tarifgebundene Arbeitgeber
und Arbeitnehmer die Anwendung der tariflichen
Regelungen lber die Arbeit auf Abruf vereinbaren.
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§ 15 Ende des befristeten Arbeitsvertrages

§ 15 Ende des befristeten Arbeitsvertrages

(1) Ein kalendermaRig befristeter Arbeitsvertrag endet
mit Ablauf der vereinbarten Zeit.

(1) Ein kalendermaRig befristeter Arbeitsvertrag endet
mit Ablauf der vereinbarten Zeit.

(2) Ein zweckbefristeter Arbeitsvertrag endet mit
Erreichen des Zwecks, friihestens jedoch zwei Wochen
nach Zugang der schriftlichen Unterrichtung des
Arbeitnehmers durch den Arbeitgeber Giber den
Zeitpunkt der Zweckerreichung.

(2) Ein zweckbefristeter Arbeitsvertrag endet mit
Erreichen des Zwecks, friihestens jedoch zwei Wochen
nach Zugang der schriftlichen Unterrichtung des
Arbeitnehmers durch den Arbeitgeber lber den
Zeitpunkt der Zweckerreichung.

(3) Wird fiir ein befristetes Arbeitsverhdiltnis eine
Probezeit vereinbart, so muss diese im Verhdltnis zu
der erwarteten Dauer der Befristung und der Art der
Tdtigkeit stehen.

(3) Ein befristetes Arbeitsverhaltnis unterliegt nur dann
der ordentlichen Kiindigung, wenn dies einzelvertraglich
oder im anwendbaren Tarifvertrag vereinbart ist.

(4) Ein befristetes Arbeitsverhaltnis unterliegt nur dann
der ordentlichen Kiindigung, wenn dies einzelvertraglich
oder im anwendbaren Tarifvertrag vereinbart ist.

(4) Ist das Arbeitsverhaltnis flr die Lebenszeit einer
Person oder flr langere Zeit als flinf Jahre eingegangen,
so kann es von dem Arbeitnehmer nach Ablauf von fiinf
Jahren gekiindigt werden. Die Kiindigungsfrist betragt
sechs Monate.

(5) Ist das Arbeitsverhéltnis fiir die Lebenszeit einer
Person oder fiir langere Zeit als flinf Jahre eingegangen,
so kann es von dem Arbeitnehmer nach Ablauf von funf
Jahren gekiindigt werden. Die Kiindigungsfrist betragt
sechs Monate.

(5) Wird das Arbeitsverhaltnis nach Ablauf der Zeit, fur
die es eingegangen ist, oder nach Zweckerreichung mit
Wissen des Arbeitgebers fortgesetzt, so gilt es als auf
unbestimmte Zeit verlangert, wenn der Arbeitgeber
nicht unverziglich widerspricht oder dem Arbeitnehmer
die Zweckerreichung nicht unverziglich mitteilt.

(6) Wird das Arbeitsverhaltnis nach Ablauf der Zeit, fur
die es eingegangen ist, oder nach Zweckerreichung mit
Wissen des Arbeitgebers fortgesetzt, so gilt es als auf
unbestimmte Zeit verlangert, wenn der Arbeitgeber
nicht unverziiglich widerspricht oder dem Arbeitnehmer
die Zweckerreichung nicht unverziglich mitteilt.

§ 16 Folgen unwirksamer Befristung

§ 16 Folgen unwirksamer Befristung

Ist die Befristung rechtsunwirksam, so gilt der befristete
Arbeitsvertrag als auf unbestimmte Zeit geschlossen; er
kann vom Arbeitgeber friihestens zum vereinbarten
Ende ordentlich gekiindigt werden, sofern nicht nach

§ 15 Abs. 3 die ordentliche Kiindigung zu einem
friiheren Zeitpunkt moglich ist. Ist die Befristung nur

Ist die Befristung rechtsunwirksam, so gilt der befristete
Arbeitsvertrag als auf unbestimmte Zeit geschlossen; er
kann vom Arbeitgeber friihestens zum vereinbarten
Ende ordentlich gekiindigt werden, sofern nicht nach

§ 15 Absatz 4 die ordentliche Kiindigung zu einem
friiheren Zeitpunkt moglich ist. Ist die Befristung nur

3




wegen des Mangels der Schriftform unwirksam, kann
der Arbeitsvertrag auch vor dem vereinbarten Ende
ordentlich gekiindigt werden.

wegen des Mangels der Schriftform unwirksam, kann
der Arbeitsvertrag auch vor dem vereinbarten Ende
ordentlich gekiindigt werden.

L.].

L.

§ 18 Information liber unbefristete Arbeitsplatze

§ 18 Information liber unbefristete Arbeitsplatze

Der Arbeitgeber hat die befristet beschaftigten
Arbeitnehmer lber entsprechende unbefristete
Arbeitsplatze zu informieren, die besetzt werden sollen.
Die Information kann durch allgemeine Bekanntgabe an
geeigneter, den Arbeitnehmern zugénglicher Stelle im
Betrieb und Unternehmen erfolgen.

(1) Der Arbeitgeber hat die befristet beschaftigten
Arbeitnehmer lber entsprechende unbefristete
Arbeitsplatze zu informieren, die besetzt werden sollen.
Die Information kann durch allgemeine Bekanntgabe an
geeigneter, den Arbeitnehmern zugénglicher Stelle im
Betrieb und Unternehmen erfolgen.

(2) Der Arbeitgeber hat einem Arbeitnehmer, dessen
Arbeitsverhdiltnis Idnger als sechs Monate bestanden
und der ihm in Textform den Wunsch nach einem auf
unbestimmte Zeit geschlossenen Arbeitsvertrag
angezeigt hat, innerhalb eines Monats nach Zugang
der Anzeige eine begriindete Antwort in Textform
mitzuteilen. Satz 1 gilt nicht, sofern der Arbeitnehmer
dem Arbeitgeber diesen Wunsch in den letzten zwélf
Monaten vor Zugang der Anzeige bereits einmal
angezeigt hat.

[...].

[...].

§ 21 Auflosend bedingte Arbeitsvertrage

§ 21 Auflosend bedingte Arbeitsvertrige

Wird der Arbeitsvertrag unter einer auflésenden
Bedingung geschlossen, gelten § 4 Abs. 2, § 5, § 14 Abs.
1und 4, § 15 Abs. 2, 3 und 5 sowie die §§ 16 bis 20
entsprechend.

Wird der Arbeitsvertrag unter einer auflésenden
Bedingung geschlossen, gelten § 4 Abs. 2, § 5, § 14 Abs.
1und 4, § 15 Abs. 2, 4 und 6 sowie die §§ 16 bis 20
entsprechend.

§ 22 Abweichende Vereinbarungen

§ 22 Abweichende Vereinbarungen

(1) AuBer in den Fallen des § 9a Absatz 6, § 12 Absatz 6,
§ 13 Absatz 4 und § 14 Absatz 2 Satz 3 und 4 kann von
den Vorschriften dieses Gesetzes nicht zuungunsten des
Arbeitnehmers abgewichen werden.

(1) AuBer in den Fallen des § 9a Absatz 6, § 12 Absatz 6,
§ 13 Absatz 4 und § 14 Absatz 2 Satz 3 und 4 kann von
den Vorschriften dieses Gesetzes nicht zuungunsten des
Arbeitnehmers abgewichen werden.

(2) Enthalt ein Tarifvertrag flr den 6ffentlichen Dienst
Bestimmungen im Sinne des § 8 Absatz 4 Satz 3 und 4,
auch in Verbindung mit § 9a Absatz 2, des § 9a Absatz 6,
§ 12 Absatz 6, § 13 Absatz 4, § 14 Absatz 2 Satz 3 und 4
oder § 15 Absatz 3, so gelten diese Bestimmungen auch
zwischen nicht tarifgebundenen Arbeitgebern und
Arbeitnehmern aulRerhalb des 6ffentlichen Dienstes,
wenn die Anwendung der fiir den 6ffentlichen Dienst
geltenden tarifvertraglichen Bestimmungen zwischen
ihnen vereinbart ist und die Arbeitgeber die Kosten des
Betriebes tiberwiegend mit Zuwendungen im Sinne des
Haushaltsrechts decken.

(2) Enthalt ein Tarifvertrag fir den 6ffentlichen Dienst
Bestimmungen im Sinne des § 8 Absatz 4 Satz 3 und 4,
auch in Verbindung mit § 9a Absatz 2, des § 9a Absatz 6,
§ 12 Absatz 6, § 13 Absatz 4, § 14 Absatz 2 Satz 3 und 4
oder § 15 Absatz 4, so gelten diese Bestimmungen auch
zwischen nicht tarifgebundenen Arbeitgebern und
Arbeitnehmern auRerhalb des 6ffentlichen Dienstes,
wenn die Anwendung der fiir den 6ffentlichen Dienst
geltenden tarifvertraglichen Bestimmungen zwischen
ihnen vereinbart ist und die Arbeitgeber die Kosten des
Betriebes liberwiegend mit Zuwendungen im Sinne des
Haushaltsrechts decken.

[...].

[...].




B. Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz
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§ 11 Sonstige Vorschriften iiber das
Leiharbeitsverhaltnis

§ 11 Sonstige Vorschriften liber das
Leiharbeitsverhaltnis

(1) Der Nachweis der wesentlichen
Vertragsbedingungen des Leiharbeitsverhaltnisses
richtet sich nach den Bestimmungen des
Nachweisgesetzes. Zusatzlich zu den in § 2 Abs. 1 des
Nachweisgesetzes genannten Angaben sind in die
Niederschrift aufzunehmen:

1. Firma und Anschrift des Verleihers, die
Erlaubnisbehorde sowie Ort und Datum der Erteilung
der Erlaubnis nach § 1,

2. Art und Hohe der Leistungen fiir Zeiten, in denen der
Leiharbeitnehmer nicht verliehen ist.

(1) Der Nachweis der wesentlichen
Vertragsbedingungen des Leiharbeitsverhaltnisses
richtet sich nach den Bestimmungen des
Nachweisgesetzes. Zusatzlich zu den in § 2 Abs. 1 des
Nachweisgesetzes genannten Angaben sind in die
Niederschrift aufzunehmen:

1. Firma und Anschrift des Verleihers, die
Erlaubnisbehorde sowie Ort und Datum der Erteilung
der Erlaubnis nach § 1,

2. Art und Hohe der Leistungen fiir Zeiten, in denen der
Leiharbeitnehmer nicht verliehen ist.

(2) Der Verleiher ist ferner verpflichtet, dem
Leiharbeitnehmer bei VertragsschluR ein Merkblatt der
Erlaubnisbehdrde Uber den wesentlichen Inhalt dieses
Gesetzes auszuhandigen. Nichtdeutsche
Leiharbeitnehmer erhalten das Merkblatt und den
Nachweis nach Absatz 1 auf Verlangen in ihrer
Muttersprache. Die Kosten des Merkblatts tragt der
Verleiher. Der Verleiher hat den Leiharbeitnehmer vor
jeder Uberlassung dariiber zu informieren, dass er als
Leiharbeitnehmer tatig wird.

(2) Der Verleiher ist ferner verpflichtet, dem
Leiharbeitnehmer bei VertragsschluR ein Merkblatt der
Erlaubnisbehdrde Giber den wesentlichen Inhalt dieses
Gesetzes auszuhandigen. Nichtdeutsche
Leiharbeitnehmer erhalten das Merkblatt und den
Nachweis nach Absatz 1 auf Verlangen in ihrer
Muttersprache. Die Kosten des Merkblatts tragt der
Verleiher. Der Verleiher hat den Leiharbeitnehmer vor
jeder Uberlassung dariiber zu informieren, dass er als
Leiharbeitnehmer tatig wird, und ihm die Firma und
Anschrift des Entleihers, dem er iiberlassen wird, in
Textform mitzuteilen.
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§ 13a Informationspflicht des Entleihers liber freie
Arbeitsplatze

§ 13a Informationspflicht des Entleihers liber freie
Arbeitsplitze und Ubernahmegesuch des
Leiharbeitnehmers

Der Entleiher hat den Leiharbeitnehmer tber
Arbeitsplatze des Entleihers, die besetzt werden sollen,
zu informieren. Die Information kann durch allgemeine
Bekanntgabe an geeigneter, dem Leiharbeitnehmer
zuganglicher Stelle im Betrieb und Unternehmen des
Entleihers erfolgen.

(1) Der Entleiher hat den Leiharbeitnehmer tber
Arbeitsplatze des Entleihers, die besetzt werden sollen,
zu informieren. Die Information kann durch allgemeine
Bekanntgabe an geeigneter, dem Leiharbeitnehmer
zugdnglicher Stelle im Betrieb und Unternehmen des
Entleihers erfolgen.

(2) Der Entleiher hat einem Leiharbeitnehmer, der ihm
seit mindestens sechs Monaten iiberlassen ist und der
ihm in Textform den Wunsch nach dem Abschluss eines
Arbeitsvertrages angezeigt hat, innerhalb eines
Monats nach Zugang der Anzeige eine begriindete
Antwort in Textform mitzuteilen. Satz 1 gilt nicht,
sofern der Leiharbeitnehmer dem Entleiher diesen
Wunsch in den letzten zwdlf Monaten bereits einmal
angezeigt hat. Fiir die Bestimmung des




Arbeitnehmeriberlassungsgesetz
Bis zum 31. Juli 2022 geltende Fassung

Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz

Ab dem 1. August 2022 geltende Fassung

Uberlassungszeitraums nach Satz 1 gilt § 1 Absatz 1b
Satz 2 entsprechend.

[...].

[...].

§ 16 Ordnungswidrigkeiten

§ 16 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder
fahrlassig [...]

9. entgegen § 13a Satz 1 den Leiharbeitnehmer nicht,
nicht richtig oder nicht vollstandig

informiert, [...]

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder
fahrlassig [...]

9. entgegen § 13a Abs. 1 Satz 1 den Leiharbeitnehmer
nicht, nicht richtig oder nicht vollstandig informiert, [...]

(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 1 bis
1f, 6 und 11 bis 18 kann mit einer GeldbuRe bis zu
dreifligtausend Euro, die Ordnungswidrigkeit nach
Absatz 1 Nummer 2, 7a, 7b und 8a mit einer GeldbuRe
bis zu flinfhunderttausend Euro, die Ordnungswidrigkeit
nach Absatz 1 Nummer 2a, 3, 9 und 10 mit einer
Geldbufie bis zu zweitausendfiinfhundert Euro, die
Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 4, 5, 6a und
8 mit einer GeldbuRe bis zu tausend Euro geahndet
werden.

(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 1 bis
1f, 6 und 11 bis 18 kann mit einer GeldbufRle bis zu
dreifigtausend Euro, die Ordnungswidrigkeit nach
Absatz 1 Nummer 2, 7a, 7b und 8a mit einer Geldbulle
bis zu flinfhunderttausend Euro, die Ordnungswidrigkeit
nach Absatz 1 Nummer 2a, 3, 9 und 10 mit einer
GeldbulRe bis zu zweitausendflinfhundert Euro, die
Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 8 mit einer
Geldbugfe bis zu zweitausend Euro und die
Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 4, 5 und 6a
mit einer GeldbuRe bis zu tausend Euro geahndet
werden.

Diese Ubersicht ist mit gréRter Sorgfalt erstellt worden. Sie ersetzt keine Beratung im Einzelfall. Mit der Bitte
um Verstandnis wird darauf verwiesen, dass keinerlei Haftung tbernommen wird.

Herausgeber:

Zentralverband des Deutschen Handwerks
Abteilung Arbeitsmarkt, Tarifpolitik und Arbeitsrecht
Haus des Deutschen Handwerks

MohrenstraRe 20/21 - 10117 Berlin

Postfach 110472 - 10834 Berlin

Der Zentralverband des Deutschen Handwerks e. V. (ZDH) vertritt die Interessen von rund 1 Million Handwerksbetrieben in Deutschland

mit mehr als 5 Millionen Beschéftigten. Als Spitzenorganisation der Wirtschaft mit Sitz in Berlin biindelt der ZDH die Arbeit von

Handwerkskammern, Fachverbanden des Handwerks auf Bundesebene sowie bedeutenden wirtschaftlichen und sonstigen Einrichtungen

des Handwerks in Deutschland. Mehr unter www.zdh.de




	A. Teilzeit- und Befristungsgesetz
	B. Arbeitnehmerüberlassungsgesetz

